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W118 2158943-1/4E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. ECKHARDT als Einzelrichter Uber die Beschwerde der
XXXX , BNr. XXXX , gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 28.04.2016, AZ 11/4-DZ/15-2828369010,
betreffend die Gewahrung von Direktzahlungen fir das Antragsjahr 2015 zu Recht:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang

1. Mit Datum vom 06.05.2013 stellte die Beschwerdeflhrerin (im Folgenden: BF) einen Mehrfachantrag-Flachen fur das
Antragsjahr 2013. Die Seite 2 des Antrages, auf der die beantragten MalRnahmen anzugeben sind, blieb unausgefuillt.
In den Beilagen spezifizierte die BF eine Flache im Ausmal3 von 2,19 ha.


file:///

2. Mit Datum vom 07.04.2015 stellte die BF elektronisch einen Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr 2015,
beantragte die Zuweisung von Zahlungsanspriichen sowie die Gewahrung von Direktzahlungen und spezifizierte zu
diesem Zweck in der Internet-Applikation INVEKOS-GIS eine Reihe von landwirtschaftlichen Nutzflachen.

3. Mit dem angefochtenen Bescheid der AMA vom 28.04.2016, AZ I1/4-DZ/15-2828369010, wurden der BF keine
Zahlungsanspruche zugewiesen und keine Direktzahlungen fur das Antragsjahr 2015 gewahrt.

Begriindend wurde ausgefuhrt:

"Um fUr die Erstzuweisung von Zahlungsanspruchen in Betracht zu kommen, muss mindestens eine der folgenden
Voraussetzungen erfullt sein:

- Abgabe eines Mehrfachantrag-Flachen flir das Antragsjahr 2013 (Art. 24 Abs. 1 lit. b VO 1307/20138% 8a Abs. 1 Z. 2
MOG)

- Zuweisung von Zahlungsansprtichen aus dem Sonderfall Neubeginner fur das Antragsjahr 2014 § 8a Abs. 1 Z. 1 MOG)

- Ubernahme eines Betriebs im Wege der (vorweggenommenen) Erbfolge bzw. Betriebsteilung oder
Betriebszusammenschluss (Art. 14 VO 639/2014)

- Ubertragung des Rechts auf Teilnahme an der Basispramienregelung (Art. 24 Abs. 8 VO 1307/2013)

- Sonstiger Nachweis einer landwirtschaftlichen Tatigkeit im Antragsjahr 2013 @ 8a Abs. 1 Z. 2 MOG, 8 5 Abs. 1 DIZA-
VO), insbesondere durch

o Ernte- und Erzeugungsmeldung fur Wein des Jahres 2013 oder

o Belege, anhand deren eine im Jahr 2013 erfolgte Vermarktung von auf selbst bewirtschafteten Flachen erzeugten
landwirtschaftlichen Produkten oder gehaltenen Tieren einschlieBlich daraus gewonnener tierischer Produkte
nachvollziehbar ist oder

o die erfolgte Meldung an die Sozialversicherungsanstalt der Bauern betreffend eine Bewirtschaftung
landwirtschaftlicher Flachen im Jahr 2013.

Da keine dieser Voraussetzungen nachgewiesen werden konnte, werden keine Zahlungsanspriche zugewiesen."
Da keine Basispramie gewahrt worden sei, habe auch keine Greeningpramie gewahrt werden kénnen.

4. Mit online gestellter Beschwerde vom 22.06.2016 fuhrte die BF im Wesentlichen aus, sie habe nachweislich im Jahr
2013 einen Mehrfachantrag-Flachen gestellt. Somit seien alle Voraussetzungen fur die Zuweisung von
Zahlungsansprichen erfuillt.

5. Im Rahmen der Aktenvorlage fihrte die AMA im Wesentlichen aus, die BF habe die historische Berechtigung fir den
Bezug von Zahlungsansprichen nicht erfillt. Es seien keine entsprechenden Nachweise, etwa Erntemeldungen flr
2013, eingereicht worden. Die BF habe zwar einen MFA 2013 eingereicht, jedoch keine MalBnahme beantragt.

6. Mit Datum vom 12.02.2020 fand ein Richterwechsel statt.

7. Mit Parteiengehér vom 17.02.2020 setzte das BVwWG die BF Uber die Voraussetzungen fir die Zuweisung von
Zahlungsanspruchen in Kenntnis und gab lhr die Mdglichkeit, erganzend Unterlagen vorzulegen.

Eine Stellungnahme zum Parteiengehor ist nicht eingelangt.
1. Feststellungen (Sachverhalt):

Mit Datum vom 06.05.2013 stellte die BF einen Mehrfachantrag-Flachen fir das Antragsjahr 2013, beantragte aber
keine MalRnahmen.

Daruber hinausgehende Nachweise fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit im Jahr 2013 legte die BF nicht vor.
2. Beweiswurdigung:

Die angefuhrten Feststellungen ergeben sich aus dem vorgelegten Verwaltungsakt, insbesondere aus dem vom BF
selbst vorgelegten Kaufvertrag.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Zur Zustandigkeit:


https://www.jusline.at/gesetz/mog/paragraf/8a
https://www.jusline.at/gesetz/mog/paragraf/8a
https://www.jusline.at/gesetz/mog/paragraf/8a

Gemald Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehérden besorgt werden. Gemal3 8 1 AMA-
Gesetz 1992, BGBI. 376/1992 idgF, iVm 8 6 Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007),BGBI. | Nr. 55/2007 idgF, erfolgt die
Abwicklung der landwirtschaftlichen Direktzahlungen durch die AMA im Rahmen der unmittelbaren

Bundesverwaltung.
3.2.In der Sache:
a) Mal3gebliche Rechtsgrundlagen in der fur das betroffene Antragsjahr maligeblichen Fassung:

Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit Vorschriften
Uber Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stitzungsregelungen der
Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 637/2008 des Rates und der Verordnung (EG)
Nr. 73/2009 des Rates, ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 608, im Folgenden VO (EG) 1307/2013:

"Artikel 21
Zahlungsanspriche
(1) Die Basispramienregelung kann von Betriebsinhabern in Anspruch genommen werden, die

a) Zahlungsanspruche im Rahmen der vorliegenden Verordnung durch Zuweisung gemal? Artikel 20 Absatz 4, durch
Erstzuweisung nach MaBgabe der Artikel 24 oder Artikel 39, durch Zuweisung aus der nationalen Reserve oder den
regionalen Reserven gemaR Artikel 30 oder durch Ubertragung gemaR Artikel 34 erhalten [...].

(2) Die Gultigkeit der im Rahmen der Betriebspramienregelung gemal3 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 und der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009 erhaltenen Zahlungsansprtiche l1duft am 31. Dezember 2014 ab.

[...]1."
"Artikel 24
Erstzuweisung der Zahlungsanspriche

(1) Zahlungsanspruche werden den Betriebsinhabern zugewiesen, die gemaR Artikel 9 der vorliegenden Verordnung
zum Bezug von Direktzahlungen berechtigt sind, sofern sie,

a) auller im Falle hoherer Gewalt oder auBergewohnlicher Umstande, bis zu dem gemal’ Artikel 78 Unterabsatz 1
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 festzusetzenden Termin fur die Einreichung von Antragen im Jahr
2015 die Zuweisung von Zahlungsansprichen im Rahmen der Basispramienregelung beantragen, und

b) vor jedweder Kirzung oder jedwedem Ausschluss nach Titel Il Kapitel 4 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 infolge
eines Beihilfeantrags auf Direktzahlungen, auf eine nationale Ubergangsbeihilfe oder auf ergidnzende nationale
Direktzahlungen im Jahr 2013 gemal der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 zum Empfang von Zahlungen berechtigt waren.

[...].

Die Mitgliedstaaten konnen Betriebsinhabern, die gemald Artikel 9 der vorliegenden Verordnung zum Bezug von
Direktzahlungen berechtigt sind, Zahlungsanspriiche zuweisen, sofern die Betriebsinhaber die in Unterabsatz 1
Buchstabe a genannten Voraussetzungen erfullen und:

[..].

b) denen im Jahr 2014 gemdall Artikel 41 oder 57 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 im Rahmen der
Betriebspramienregelung Zahlungsanspriche aus der nationalen Reserve zugewiesen werden, oder

c) die niemals eigene oder gepachtete Zahlungsanspriiche gemaR der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 oder der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 innehatten und Uberprufbare Nachweise daflr vorlegen, dass sie zu dem von dem
betreffenden Mitgliedstaat gemal3 Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 fur das Antragsjahr 2013
festgesetzten Zeitpunkt Erzeugung, Zucht oder Anbau landwirtschaftlicher Erzeugnisse, einschlieBlich durch Ernten,
Melken, Zucht von Tieren sowie Haltung von Tieren flr landwirtschaftliche Zwecke, betrieben haben. Die
Mitgliedstaaten konnen fur diese Kategorie von Betriebsinhabern eigene zusatzliche objektive und
nichtdiskriminierende Forderkriterien im Hinblick auf einschlagige Qualifikationen, Erfahrung oder Ausbildung
festlegen.


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1992_376_0/1992_376_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2007/55

[...].

(8) Im Falle des Verkaufs oder der Verpachtung ihres Betriebs oder eines Teils davon kénnen naturliche oder juristische
Personen, die die Anforderungen des Absatzes 1 dieses Artikels erfiillen, mittels eines vor dem gemal Artikel 78
Unterabsatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 festzusetzenden endglltigen Termins fur die
Einreichung von Antragen im Jahr 2015 unterzeichneten Vertrags das Recht zum Erhalt von Zahlungsansprichen
gemall Absatz 1 dieses Artikels an einen oder mehrere Betriebsinhaber Ubertragen, sofern dieser bzw. diese die

Voraussetzungen gemal Artikel 9 der vorliegenden Verordnung erfullt bzw. erfillen.
[.1."

"Artikel 30

Einrichtung und Verwendung der nationalen Reserve oder der regionalen Reserven

(1) Jeder Mitgliedstaat richtet eine nationale Reserve ein. Dazu nehmen die Mitgliedstaaten im ersten Anwendungsjahr
der Basispramienregelung eine lineare prozentuale Kurzung der fiir die Basispramienregelung auf nationaler Ebene
geltenden Obergrenze vor.

[...].

(6) Die Mitgliedstaaten verwenden ihre nationalen oder regionalen Reserven vorrangig dazu, Junglandwirten und
Betriebsinhabern, die eine landwirtschaftliche Tatigkeit aufnehmen, Zahlungsanspriche zuzuweisen.

[.1."
"Artikel 32
Aktivierung von Zahlungsansprichen

(1) Eine Stitzung im Rahmen der Basispramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache mittels Anmeldung gemaR Artikel 33 Absatz 1 in dem Mitgliedstaat, in
dem der Zahlungsanspruch zugewiesen wurde, gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsansprichen besteht Anspruch auf die
jahrliche Zahlung der darin festgesetzten Betrage, unbeschadet der Anwendung von Haushaltsdisziplin, Kirzung von
Zahlungen gemaR Artikel 11 sowie linearen Kurzungen gemaf3 Artikel 7, Artikel 51 Absatz 2 und Artikel 65 Absatz 2
Buchstabe c der vorliegenden Verordnung sowie der Anwendung von Artikel 63 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013.

(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Begriff "beihilfefahige Hektarflache"
a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs, [...].

Artikel 33

Anmeldung der beihilfefdhigen Hektarflachen

(1) Fur die Zwecke der Aktivierung von Zahlungsansprichen nach Artikel 32 Absatz 1 meldet der Betriebsinhaber die
Parzellen an, die der beihilfefahigen Hektarflache fir jeden Zahlungsanspruch entsprechen. AuBer im Falle hdherer
Gewalt oder aulRergewdhnlicher Umstande mussen die angemeldeten Parzellen dem Betriebsinhaber zu einem vom
Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfugung stehen, der jedoch nicht nach dem in demselben Mitgliedstaat
festgesetzten Zeitpunkt fir die Anderung des Beihilfeantrags geméaR Artikel 72 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr.
1306/2013 liegen darf.

[..1."

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 639/2014 der Kommission vom 11. Marz 2014, ABI. L 181 vom 20.6.2014, S. 1, im
Folgenden VO (EU) 639/2014:

"Artikel 14

Vererbung, Anderung des Rechtsstatus oder der Bezeichnung sowie Zusammenschluss und Aufteilung

1. Hat ein Betriebsinhaber den Betrieb oder einen Teil des Betriebs durch Vererbung oder vorweggenommene Erbfolge
erhalten, so ist er berechtigt, in seinem eigenen Namen die Anzahl und den Wert der Zahlungsanspriche, die dem
erhaltenen Betrieb oder Teil dieses Betriebs zuzuweisen sind, unter denselben Bedingungen wie der urspriingliche
Betriebsinhaber zu beantragen.



Bei widerrufbarer vorweggenommener Erbfolge werden Zahlungsanspriche ausschlieBlich dem Erben zugewiesen,
der zu dem in Artikel 24 Absatz 1 oder Artikel 39 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 genannten Zeitpunkt

eingesetzt war.

[..]."

"Artikel 21

Privatrechtliche Pachtvertrage

Die Mitgliedstaaten kdnnen beschlieRen, dass Betriebsinhaber bei der Verpachtung eines Betriebs oder eines Teils
davon durch einen vor dem in Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten Datum abgeschlossenen Vertrag
zusammen mit dem Betrieb oder einem Teil davon die entsprechenden zuzuweisenden Zahlungsanspriche
verpachten kdnnen. In diesem Fall werden die Zahlungsanspriche dem Verpachter zugewiesen und direkt an den
Pachter verpachtet, der gegebenenfalls in den Genuss der Heranziehung der Zahlungen, die der Verpachter fur 2014
erhalten hat, oder des Werts der vom Verpachter im Jahr 2014 gemal3 Artikel 26 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013
gehaltenen Zahlungsanspriche als ReferenzgréRRe fir den urspringlichen Einheitswert dieser Zahlungsanspriche

kommen kann.

Eine solche Ubertragung setzt voraus, dass der Verpachter Artikel 24 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 und
der Pachter Artikel 9 der genannten Verordnung erflllt und dass der Pachtvertrag nach dem letzten Tag der Frist fur

die Antragstellung im Rahmen der Basispramienregelung ablauft.

[.1."

Marktordnungsgesetz 2007, BGBI. | Nr. 55/2007 idF BGBI. | Nr. 89/2015:
"Basispramie

§ 8a. (1) Fur die Erstzuweisung der Zahlungsanspriche gemal3 Art. 24 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013
kommen auch Betriebsinhaber in Betracht,

1. denen im Jahr 2014 gemalR§ 8 Abs. 3 Z 5 MOG 2007 in der Fassung des BundesgesetzesBGBI. | Nr. 189/2013
Zahlungsanspriche aus der nationalen Reserve zugewiesen wurden, oder

2. die zwar Uber keine Zahlungsanspruche verfligen, aber im Jahr 2013 MalBnahmen des Programms zur Forderung
und Entwicklung des landlichen Raums gemal Verordnung (EG) Nr. 1698/2005, ABI. Nr. L 277 vom 21.10.2005 S. 1,
fristgerecht beantragt haben oder durch andere geeignete Nachweise eine landwirtschaftliche Tatigkeit im Jahr 2013
belegen.

[.]."

Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft Gber Direktzahlungen
im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik (Direktzahlungs-Verordnung 2015), BGBI. Il Nr. 368/2014:

"2. Abschnitt

Basispramienregelung

Erstzuweisung von Zahlungsanspriichen

8 5. (1) Andere geeignete Beweise zum Beleg der landwirtschaftlichen Tatigkeit gemaR§ 8a Abs. 1 Z 2 MOG 2007 sind
1. die Ernte- und Erzeugungsmeldung fir Wein des Jahres 2013,

2. Belege, anhand deren eine im Jahr 2013 erfolgte Vermarktung von auf selbst bewirtschafteten Flachen erzeugten
landwirtschaftlichen Produkten oder gehaltenen Tieren einschlieBlich daraus gewonnener tierischer Produkte
nachvollziehbar ist, oder

3. die erfolgte Meldung an die Sozialversicherungsanstalt der Bauern betreffend eine Bewirtschaftung
landwirtschaftlicher Flachen im Jahr 2013."

"Zuweisung von Zahlungsansprtichen aus der nationalen Reserve

8 6. (1) Die Zuweisung von Zahlungsanspriichen aus der nationalen Reserve ist mittels eines von der AMA verfligbar
gemachten Formblatts bis spatestens 15. Mai des betreffenden Antragsjahres zu beantragen.
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[...]."
b) Rechtliche Wirdigung:

Mit dem Antragsjahr 2015 wurde die Einheitliche Betriebspramie von der Basispramie und mehreren erganzenden
Zahlungen, insb. der Zahlung fir dem Klima- und Umweltschutz férderliche Landbewirtschaftungsmethoden (=
Okologisierungszahlung bzw. "Greeningpramie"), abgelost. Die Gewahrung der Basispramie setzt an erster Stelle die
Zuweisung (neuer) Zahlungsanspriche voraus.

Die VO (EU) 1307/2013 sieht hinsichtlich des Erwerbs des Rechts auf Erstzuweisung von Zahlungsansprichen durch
den Antragsteller selbst folgende Varianten vor:

- Der Antragsteller war gemal3 Art. 24 Abs. 1 b) im Antragsjahr 2013 zum Bezug von Direktzahlungen berechtigt.
Dies war bei der BF mangels entsprechender Antragstellung nicht der Fall.

- Dem Antragsteller wurden gemal3 Art. 24 Abs. 1, UAbs. 3 lit. b) i.v.m. 8 8a Abs. 1 Z 1 im Jahr 2014 Zahlungsanspriche

aus der nationalen Reserve zugewiesen.
Dies war bei der BF nicht der Fall.

- Der Antragsteller legt gemal3 Art. 24 Abs. 1, UAbs. 3 lit. ¢) Uberprifbare Nachweise dafir vor, dass er zu dem von dem
betreffenden Mitgliedstaat gemal3 Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 fur das Antragsjahr 2013
festgesetzten Zeitpunkt (das war in Osterreich der 15. Mai) Erzeugung, Zucht oder Anbau landwirtschaftlicher
Erzeugnisse, einschlieBlich durch Ernten, Melken, Zucht von Tieren sowie Haltung von Tieren fur landwirtschaftliche
Zwecke, betrieben hat. Die Mitgliedstaaten konnen fir diese Kategorie von Betriebsinhabern eigene zusatzliche
objektive und nichtdiskriminierende Forderkriterien im Hinblick auf einschlagige Qualifikationen, Erfahrung oder
Ausbildung festlegen. GemaR 8 8a Abs. 1 Z 2 MOG 2007 wurden als zusatzliche Kriterien festgelegt:

o fristgerechte Beantragung von MalRnahmen des Programms zur Férderung und Entwicklung des landlichen Raums
gemal Verordnung (EG) Nr. 1698/2005, oder

o Vorlage anderer geeigneter Nachweise flr eine landwirtschaftliche Tatigkeit im Jahr 2013. Als solche Nachweise
wurden mit 8 5 Abs. 1 Direktzahlungs-Verordnung 2015 wiederum festgelegt:

- 1. die Ernte- und Erzeugungsmeldung fir Wein des Jahres 2013,

- 2. Belege, anhand deren eine im Jahr 2013 erfolgte Vermarktung von auf selbst bewirtschafteten Flachen erzeugten
landwirtschaftlichen Produkten oder gehaltenen Tieren einschlieBlich daraus gewonnener tierischer Produkte
nachvollziehbar ist, oder

- 3. die erfolgte Meldung an die Sozialversicherungsanstalt der Bauern betreffend eine Bewirtschaftung
landwirtschaftlicher Flachen im Jahr 2013.

Seitens der BF wurden keine MalRnahmen im Rahmen der VO (EG) 1305/2013 beantragt und es wurden keine
entsprechenden Nachweise fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit vorgelegt.

Daruber hinaus hat die BF auch nicht von der Moglichkeit Gebrauch gemacht, sich das Recht zur Teilnahme an der
Basispramienregelung/und oder Zahlungsanspriche (vorab) von einem anderen Bewirtschafter Gbertragen zu lassen
oder die Zuweisung von Zahlungsansprichen aus der nationalen Reserve zu beantragen.

Die Entscheidung der AMA erfolgte somit zu Recht. Die BF hat die Voraussetzungen fur die Zuweisung von
Zahlungsansprichen im Rahmen der Basispramie nicht erfullt.

Die Durchfiihrung einer mundlichen Verhandlung konnte entfallen, da eine weitere Klarung der Rechtssache nicht zu
erwarten war und Art. 47 GRC dem nicht entgegenstand. Letztlich handelte es sich um die Beurteilung reiner
Rechtsfragen, die auch nach der Rechtsprechung des EGMR keiner Erdrterung im Rahmen einer muandlichen
Verhandlung bedirfen; vgl. dazu mwN Senft, Verhandlungspflicht der Verwaltungsgerichte aus grundrechtlicher
Perspektive, ZVG 2014/6, 523 (534) sowie aktuell VWGH 21.12.2016, Ra 2016/04/0117-5.

Zu B)


https://www.jusline.at/gesetz/mog/paragraf/8a

Gemal 8 253 Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VwGG), BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist.
Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG unzulassig, weil die Entscheidung im Hinblick auf die Zurtickverweisung
nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Zwar liegt fur den
vorliegenden Fall keine einschlagige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vor. Die Rechtslage erscheint
jedoch so eindeutig, dass von einer Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung nicht gesprochen werden kann; vgl.
VwGH 28.02.2014, Ro 2014/16/0010 sowie VWGH 28.05.2014, Ro 2014/07/0053.

Es war daher spruchgemal zu entscheiden.
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